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"GEWERBEGEBIET AM HERGRABEN"

STADT : NEUÖTTING
LANDKREIS : ALTÖTTING
REG.-BEZIRK : OBERBAYERN

BEBAUUNGSPLAN NR. 18

7. ÄNDERUNG

BEARBEITUNG:

Fassung vom 14.04.2022,

Baugrenze 

Nutzungsschablone:

FESTSETZUNGEN - PLANUNGSRECHTLICH

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

NORD
M 1:1000

Sondergebiet mit Emissionsbeschränkung § 11 Abs. 2 BauNVO zum Zwecke der

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung innerhalb eines Baugebietes

SONSTIGE TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

planes Nr. 18 "Gewerbegebiet am Hergraben" mit Deckblatt Nr. 7 nach § 13a BauGB beschlossen.
Der Stadtrat der Stadt Neuötting hat in der Sitzung vom 14.04.2022 die Änderung des Bebauungs-

Der Aufstellungsbeschluss wurde am ................ ortsüblich bekannt gemacht.

planes Nr. 18 "Gewerbegebiet am Hergraben" mit Deckblatt Nr. 7 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung
Die Stadt Neuötting hat mit Beschluss des Stadtrats vom ........................ die Änderung des Bebauungs-4.

6.

1.

Die als Satzung beschlossene Änderung des Bebauungsplanes Nr. 18 "Gewerbegebiet am Hergraben" 
mit Deckblatt Nr. 7 wurde am ..................... gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses vom .................... ist die Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 18 "Gewerbegebiet am Hergraben" mit Deckblatt Nr. 7 in Kraft getreten. 

Auf die Rechtsfolge des § 44 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und
215 BauGB wurde hingewiesen.

.............................................

Neuötting, den ............................

Peter Haugeneder,

in der Zeit vom ................ bis ................... öffentlich ausgelegt.
Der Entwurf der Änderung des Bebauungsplanes mit Begründung wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB2.

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vom ................... bis .................... beteiligt. 
Zu dem Entwurf der Änderung des Bebauungsplanes mit Begründung wurden die Behörden und sonstige 3.

.............................................

Neuötting, den 

VERFAHRENSVERMERKE:

beschlossen.

Supermarkt (Vollsortiment)
Discounter
Drogerieartikel
Textilwaren
Schuhe
Sonstige Sortimente

max. 2.500 m² (*)
max. 1.200 m² (*)
max. 1.000 m²
max.    500 m²
max.    500 m²
max.    500 m²  in mind. 3 Einzelhandelsgeschäften

Schutzpflanzung (siehe Grünordnung)

Pflanzgebot für Einzelbäume (standortgebunden)

Abzubrechende Gebäude

PLANLICHE HINWEISE

Geplante Gebäude (vorgeschlagene Schemabaukörper)

Flurnummer

Bestehende Grundstücksgrenze

Bezugspunkt 375,75 m ü.NN (Einfahrt Landshuter Straße)

Bestehende Gebäude

Errichtung von Einzelhandelsbetrieben mit folgenden Verkaufsflächen:

Gesamtverkaufsfläche im SO 1 max. 6.500 m² zuzüglich Außenverkaufsfläche (* der
Supermarkt und der Discounter dürfen zusammen max. 3.350 m² Verkaufsfläche haben).

Im SO 1:

Nutzung

max. Grundflächenzahl

max. Wandhöhe in Meter

max. Geschossflächenzahl

Einfriedungen
Einfriedungen sind im Allgemeinen als Maschendrahtzaun und dahinter gepflanzte Hecken
auszuführen.
Tore sind in Metall auszuführen. In Ausnahmefällen sind verputzte Mauern zulässig.

1.

2.

-  Dem Bauantrag ist ein Außenanlagenplan beizufügen, in dem insbesondere enthalten sein müssen:
· die Lage und Größe der Zufahrt(en), der Lagerflächen und der Stellplätze
· die Durchgrünung mit den vorgesehenen Arten, der Pflanzengröße und der Pflanzdichte sowie
· die Lage, Art und Höhe eventueller Einfriedungen

   Die Außenanlagenpläne sind von dafür qualifizierten Planern auszuarbeiten.

Vergnügungsstätten gem. § 8 Abs. 3 BauNVO sind unzulässig.

Es sind nur Betriebe mit geringen Schadstoffemissionen zulässig.

Parkplätze im SO 1 + 3 sind mit sickerfähigem Belag (Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge, etc.)
auszubilden.

Niederschlagswasser von Dachflächen ist in den Untergrund einzuleiten.

3.

4.

5.

Vordächer sind außerhalb der Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 3,0 m zulässig

Eine lagemäßige Verschiebung unter Einhaltung der Anzahl um bis zu 5 m ist zulässig.

Grünordnung:

Grünordnung im SO 1:
Neben den im Plan festgelegten Begrünungsmaßnahmen sind folgende Festsetzungen zu beachten:

Allgemeines
Die privaten und öffentlichen Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen
Festsetzungen anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu erhalten.
Sie sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der öffentlichen und privaten
Erschließungsflächen fertigzustellen.
Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des Grünordnungsplanes zu entsprechen.
Die Pflanzenqualität muss den Gütebestimmungen des Bundes deutscher Baumschulen (BdB)
entsprechen.
Für festgesetzte Bepflanzungen sind standortheimische Gehölze zulässig (Pflanzenauswahl siehe
Pflanzenliste).
Der Pflanzabstand der Heckenpflanzen beträgt 1,50x1,50 m. Mindestens 3-5 Pflanzen einer Art und
mind. 5 versch. Straucharten aus der untenstehenden Pflanzliste sollen gepflanzt werden. Auf den
Freiflächen ist eine Landschaftsrasenmischung anzusäen oder eine Pflanzung mit
Bodendeckerpflanzen vorzunehmen.

Pflanzqualitäten:
Bäume: Hochstamm, 3xv.mDb, STU 12-14 cm
Bäume in flächigen Pflanzungen: v. Heister, 100 - 150 cm
Sträucher: v. Str., mind. 3 - 5 Triebe, 60 - 100 cm

Zu verwendende Gehölze
Bäume
Acer campestre Feld-Ahorn Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche Corylus colurna Baum-Hasel
Quercus robur Stieleiche Sorbus aucuparia Eberesche
Heimische Obstbäume

Sträucher:
Cornus sanguinea Hartriegel Corylus avellana Hasel
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Ligustrum vulgare Liguster Prunus spinosa Schlehe
Rosa canina Hunds-Rose Salix caprea Sal-Weide
Sambucus nigra Holunder Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Bodendecker:
Cotoneaster congestus Zwergmispel Deutzia gracilis Deutzie
Epimedium perralderianum Elfenblume Lonicera nitida „Maigrün"       Böschungsmyrthe Maigrün
Mahonia aquifolium Gewöhnliche Mahonie Potentiella fruticosa Fingerstrauch
Rosa „Swany" Bodendeckerrose Spirea japonica Sommerspire
Steph. Incisa 'crispa' Niedere Kranzspiere Symphoricarpos chenaultii Purpurschneebeere

Freiwachsende Hecke/Schutzpflanzung
2-3 reihige Heckenpflanzung, Pflanzung im Dreiecksverband
An den Einfahrten sind die im Plan festgelegten Hecken bzw. Schutzpflanzungen diagonal
einzuziehen.
Verwendung von Arten der Pflanzliste.
Bestehende Baumpflanzungen ersetzen pro Baum 5 Strauchpflanzungen.

Einzelbaumpflanzung
Die in der Planfassung dargestellte Anzahl an Bäumen ist zu pflanzen bzw. zu erhalten um eine
ausreichende Durchgrünung der Lager- und Parkplatzflächen zu gewährleisten. Verwendung von
Arten der Pflanzliste.

Baumschutz
Vorhandene und zu erhaltende Bäume und Sträucher sind vor negativen Einwirkungen (Abgrabungen,
Oberbodenverdichtungen und Anfahrschäden) durch geeignete Maßnahmen unter fachkundiger
Ausführung zu schützen und die gängigen Normen (ZTV-Baumpflege; RAS-LP 4; DIN 18920 "Schutz
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen") zu berücksichtigen.
Ist der Schutz aufgrund technischer Gegebenheiten nicht möglich sind die Pflanzungen durch zwei
Ersatzpflanzungen in Qualität der Neupflanzungen zu ersetzen.

Flächen für Ver- und Entsorgungsleitungen
Strom-, Wasser- und Fernmeldeleitungen sowie Abwasserkanäle sind unter öffentlichen Fahrbahnen
oder unbepflanzten (!) Seitenstreifen zu verlegen. Die jeweiligen Abstände nach den entsprechenden
Richtlinien sind einzuhalten. Die Hausanschlussleitungen sind unter Berücksichtigung der
festgesetzten Baumstandorte zu planen und zu verlegen.
Soweit Baum- und Strauchpflanzungen in einer Abstandszone von je 2,50 m beiderseits von
Erdkabeln erfolgen, sind im Einvernehmen mit dem zuständigen Energieversorgungsunternehmen
geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. Das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen", herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und
Verkehrswesen, ist zu beachten. Die gültigen Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft
der Feinmechanik und Elektrotechnik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel (VBG4) und die darin
aufgeführten VDE-Bestimmungen sind einzuhalten. Nähere Auskünfte darüber erhalten sie vom
Energieversorger.

Pflegemaßnahmen
Gehölzpflegemaßnahmen sind durch qualifiziertes Personal auszuführen. Kappungsschnitte sind nicht
zulässig.

Freiflächengestaltungsplan
Zusammen mit den Unterlagen zur Genehmigungsplanung ist auf Basis der grünordnerischen
Festsetzungen des Bebauungsplanes ein Freiflächengestaltungsplan vorzulegen, der die
beabsichtigte Gestaltung der Außenanlagen, Flächenversiegelungen, Bepflanzungen, sowie
vorhandene und geplante Geländehöhen und die Oberflächengestaltung darstellt. Die Planunterlagen
sind von qualifizierten Landschaftsarchitekten oder Grünordnern anzufertigen.

Baum (Bestand, zu erhalten)

Trafostation (Standortvorschlag) T

Schallschutz

SO 1 und GE 15:

Kontingentierung der Geräuschemissionen
Das ausgewiesene Sondergebiet SO 1 ist gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 BauNVO entsprechend der
Zweckbestimmung und der Art der Nutzungen im Sinne von § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO
hinsichtlich der maximal zulässigen Geräuschemissionen gegliedert, ebenso das Gewerbegebiet GE
15.
Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen je m² Grundfläche folgende
richtungsbezogenen Emissionskontingente in Form immissionswirksamer flächenbezogener
Schallleistungspegel nicht überschreiten:

In Schallausbreitungsrichtung nach Osten und Südosten
(Im Bebauungsplan Nr. 39 „Stadtberg West" festgesetzte Mischgebiete)
SO 1 und GE 15:
tagsüber: LWA'' = 65 dB(A)/m²
nachts: LWA'' = 50 dB(A)/m²

In Schallausbreitungsrichtung nach Norden und Nordwesten
(Mischgebiet südlich St-Anna-Straße sowie im Bebauungsplan Nr. 26
„St-Anna-Straße" festgesetztes allgemeines Wohngebiet)

SO 1:
tagsüber: LWA'' = 58 dB(A)/m²
nachts: LWA'' = 43 dB(A)/m²
GE 15:
tagsüber: LWA'' = 59 dB(A)/m²
nachts: LWA'' = 44 dB(A)/m²

Als emittierende Flächen gelten die gesamten vom jeweiligen Betrieb bzw. Vorhaben in Anspruch
genommenen Flächen.
Wenn dem Vorhaben nur ein Teil einer Kontingentfläche zuzuordnen ist, so ist auch nur das
Emissionskontingent dieser Teilfläche dem Vorhaben zuzuordnen. Sind dem Vorhaben mehrere
Kontingentflächen oder mehrere Teile von Kontingentflächen zuzuordnen, so sind die jeweiligen
Immissionskontingente zu summieren.
Ein festgesetztes Emissionskontingent darf zeitgleich nicht von mehreren Anlagen oder Betrieben in
Anspruch genommen werden.
Wenn Anlagen oder Betriebe Immissionskontingente von nicht zur Anlage oder zum Betrieb
gehörenden Kontingentflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine zeitlich parallele
Inanspruchnahme dieser Immissionskontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z.B. durch
Dienstbarkeit oder öffentlich-rechtlichen Vertrag).

Bei der Überprüfung der Einhaltung der Emissionskontingente im Einzelgenehmigungsverfahren sind
die nachfolgenden Regelungen, die auf der TA Lärm vom 26.08.1998 basieren, maßgebend.
Die Berechnung der zulässigen Immissionskontingente je Betriebsgrundstück ist nach den
Rechenvorschriften der DIN ISO 9613-2 bei freier Schallausbreitung und unter Annahme von ebenem
Gelände mit einer Quellhöhe von 4 m durchzuführen.
Das Ergebnis ist auf 0,1 dB(A) zu runden.
Der Nachweis der Einhaltung der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden zulässigen
Geräuschimmissionskontingente der einzelnen Betriebe ist für Immissionsorte im Sinne von Nr. 2.3
der TA Lärm an den nächstgelegenen Baugrenzen oder Gebäudefassaden der außerhalb des
gesamten Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet am Hergraben" liegenden
Nutzungen in Richtung Osten / Südosten sowie Norden / Nordwesten, in denen sich Fenster von
Aufenthaltsräumen befinden oder auf Grund von Planungsrecht entstehen können, zu führen.
Unterschreitet der sich auf Grund der Festsetzung ergebende zulässige Immissionsanteil LIK des
Betriebes den am Immissionsort geltenden Immissionsrichtwert um mehr als 15 dB(A), so erhöht sich
der zulässige Immissionsanteil auf den Wert Immissionsrichtwert - 15 dB(A) [Relevanzgrenze].
Innerhalb des Bebauungsplangebietes ist bei der Planung der Betriebsanlagen darauf zu achten, dass
auf den jeweiligen unmittelbaren Nachbargrundstücken an den nächstgelegenen
Nachbarimmissionsorten (Fenster von Aufenthaltsräumen) bzw., wenn das Nachbargrundstück nicht
bebaut ist, an den nächstgelegenen Baugrenzen die Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete gemäß
Nr. 6.1.b TA Lärm eingehalten werden.

7.

TEXTLICHE HINWEISE

Gewerbegeräusche
Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des jeweiligen Genehmigungs-
verfahrens kann die Genehmigungsbehörde den Nachweis fordern, dass die festgesetzten
Emissionskontingente in Form von immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel
durch das entsprechende Vorhaben nicht überschritten werden.

Der Nachweis ist für die in den Festsetzungen  Ziff. 7.1 genannten Immissionsorte nach Osten /
Südosten sowie Norden / Nordwesten zu führen. Nach Süden und Südwesten erfolgt eine
Einschränkung der zulässigen Geräuschimmissionen nicht. Auf die Nachweise kann verzichtet
werden, wenn offensichtlich ist, dass es sich um einen nicht störenden, geräuscharmen Betrieb
(z. B. nur Büronutzung) handelt.

8.

Straßenverkehrsfläche

Grünflächen in Straßenverkehrsfläche

Lockere Randbegrünung

Sichtschutzhecke

Sichtdreieck

Gemeindegrenze

Von Bebauung freizuhaltender Bereich. Anbauverbaut gem. Art. 23 Abs. 1 BayStrWG für
bauliche Anlagen bis 20m - gemessen vom äusseren Rand der Fahrbahndecke

Gewerbegebiet § 8 BauNVO (Ausnahmen gem. § 8 Abs. 3 Ziff. 1 und 2 können 

GE

In den Gewerbegebietsflächen GE 1, GE 2, GE 3, GE 4, GE 5, GE 6, GE 7, GE 8, GE 9
GE 10, GE 11, GE 12 und GE 14 sind nur solche Betriebe zulässig, deren immissionswirksames,
flächenhaftes Emmissionsverhalten, die in der nachfolgenden Tabelle 1 angegebenen,
flächenbezogenen Schalleistungspegel Lw² nicht überschreiten:

Tabelle 1: Flächenbezogener Schalleistungspegel der Teilflächen (ohne Pflanzflächen)
Für die Gewerbegebietsfläche GE 1 lautet der Eintrag:
Immissionswirksamer, flächenbezogener Schalleistungspegel
(kurz Lw²) tagsüber/nachts 60 dB(A) / 45 dB(A)

Teilfläche Lw² in dB(A)
tagsüber / nachts

GE 1 60 / 45
GE 2 / 3 60 / 45
GE 4 60 / 45
GE 5 60 / 45
GE 6 65 / 50
GE 7 60 / 45
GE 8 60 / 45
GE 9 (1-4) 60 / 45
GE 10 60 / 45
GE 11 60 / 45
GE 12 57 / 42
GE 14 59 / 44

6.

7.1

7.2

zugelassen werden)

2.2 Grünordnung im GE und SO3:
Neben den im Plan festgelegten Begrünungsmaßnahmen sind im Inneren der Gewerbeflächen
folgende Festsetzungen zu beachten:

- Parkplätze und Lagerflächen sind mit einem Mindestmaß von großkronigen Bäumen landschaftlich
  einzubinden. Auf je 300 qm dieser Flächen muss mindestens 1 Baum entfallen.

Für die Baumpflanzungen kommen insbesondere in Betracht:

Liste 1; Bäume
Stieleiche (Quercus robur)   Buche (Fagus sylvatica)
Hainbuche (Carpinus betulus) Winterlinde (Tilia cordata)
Esche (Fraxinus excelsior) Vogelkirsche (Prunus avium)
Feldahorn (Acer campestre) Eberesche (Sorbus aucuparia)
Sandbirke (Betula pendula) Erlen (Alnus glutinosa und A. incana)
Weiden (Salix alba, S. caprea)

Die sonstigen im Plan festgelegten Bepflanzungen sollen vorwiegend aus den Baumarten der Liste 1
sowie aus folgenden Sträucherarten bestehen:

Liste 2; Sträucher
Hasel (Corylus avellana) 
Hartriegel (Cornus sanguinea)
Weissdorn (Crataegus monogyna und oxyacantha) 
Schlehdorn (Prunus spinosa)
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Liguster (Ligustrum vulgare)
Faulbaum (Rhamnus frangula)
Kreuzdorn (Rhamnus carthatica)
Pfaffenhütchen (Eunymus europaeus)
Feldrose    (Rosa canina)
Schneeball (Viburnum lantana)

Die Pflanzgrössen bei zusammenhängenden Pflanzungen betragen mindestens:
Bäume Stu 14-16
Sträucher Str. 2xv 60-100

- Die Bepflanzung hat spätestens in der auf die Baufertigstellung folgende Pflanzperiode zu erfolgen
  und ist fachgerecht zu pflegen.
- An den Einfahrten sind die im Plan festgelegten Hecken bzw. Schutzpflanzungen diagonal
  einzuziehen.

Die Bepflanzung ist so anzuordnen, dass sich möglichst zusammenhängende Trennzonen zwischen
intensiv genutzten Gewerbeflächen ergeben.
An den Grenzen jeweils benachbarter Anlieger ist ein jeweils 5 m breiter Pflanzstreifen vorzusehen.
Bäume dürfen darin mit ihren Kronen die Grenzen überragen.
Schutzpflanzungen sind in einer Breite von 3 m durch ein- bis zweireihige Strauchbepflanzung
durchzuführen.

- Innerhalb der Sichtdreiecke dürfen Zäune, Pflanzungen, gelagerte Gegenstände eine Höhe von
  80 cm nicht überschreiten.
  Hier ist an der Stelle der Verwendung von Bodendeckern die EInssat von Landschaftsrasen (bzw.
  Schotterrasen) zulässig. Dieser ist extensiv zu pflegen (keine Düngung, Mahd max. 2 x/Jahr).

- Bei zusätzlichen Pflanzungen zu Repräsentations- und Zierzwecken können eingebürgerte
  Blütensträucher (z.B. Strauchrosen, Deutzien, Kolkwitzien usw.) verwendet werden.
  Landschaftsfremde, säulen- und hängeförmige, blaunadelige, buntlaubige und exotische Züchtungen
  sind unzulässig.

2.1

Ziersträucher
Bei zusätzlichen Pflanzungen zu Repräsentations- und Zierzwecken können eingebürgerte
Blütensträucher (z.B. Strauchrosen, Deutzien, Kolkwitzien usw.) verwendet werden.

Unzulässige Pflanzenarten
Landschaftsfremde, hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger Laub- und
Nadelfärbung wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw. sowie alle Trauer- oder
Hängeformen (in allen Arten und Sorten), dürfen nicht gepflanzt werden.

Sichtdreiecke
Innerhalb der Sichtdreiecke dürfen Zäune, Pflanzungen, gelagerte Gegenstände eine Höhe von 80cm
nicht überschreiten.

Grenzabstände
Die erforderlichen Grenzabstände von 2,00 m (Bäume) zu angrenzenden Privatflächen und 4,00 m
(Bäume) zu landwirtschaftlichen Flächen sind einzuhalten. Bei Strauchpflan-zungen sind
Grenzabstände von 2,00 m zu landwirtschaftlichen Flächen einzuhalten. Bäume dürfen nur in einem
Abstand von 5,00 m zum Fahrbahnrand der Auffahrt zur Bundesstraße gepflanzt werden. Der
Sicherheitsraum gemäß RAS-Q ist von Baumkronen freizuhalten.

Anhand schalltechnischer Gutachten ist beim Genehmigungsantrag von jedem anzusiedelnden
Betrieb bzw. bei Änderungsgenehmigungsanträgen von bestehenden Betrieben nachzuweisen, dass
die festgesetzten immissionswirksamen, flächenbezogenen Schalleistungspegelnicht überschritten
sind. Die Gutachten sind zusammen mit dem Bauantrag unaufgefordert vorzulegen.

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, soweit für Betriebsleiter und Betriebsinhaber
dürfen im Gewerbegebiet in begründeten Ausnahmefällen nur errichtet werden, wenn mit dem
Bauantrag nachgewiesen wird, dass die Schutzwürdigkeit der Wohnungen zu keiner zusätzlichen
Einschränkung der zulässigen Immissionen von benachbarten oder künftig möglichen
hinzukommenden Gewerbebetrieben führt.
IM GE 6 sind Wohnungen für Betriebsinhaber und Bereitschaftspersonal (gem. § 8 Abs. 3 BauNVO)
nicht zulässig.
Es ist deshalb mit dem Bauantrag ein schalltechnisches Gutachten vorzulegen, das die Einhaltung
der Immissionsrichtwerte nach der VDI-Richtlinie 2058, Blatt 1, in den Aufenthaltsräumen nachweist.

Bei Büros muss stattdessen nachgewiesen werden, dass in ihnen unter gleichen Voraussetzungen
der Beurteilungspegel innerhalb des Raumes 40 dB (A) nicht überschreitet.

Erster Bürgermeister

Peter Haugeneder,
Erster Bürgermeister

mitschelen + gerstl
Architekten PartG mbB

Neuburger Str. 43  _  94032 Passau

T: +49 (0) 851 50 196 - 0
F: +49 (0) 851 50 196 - 20
info@mitschelen-gerstl.de
www.mitschelen-gerstl.de

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 7.Änderung

Ausgefertigt:5.

.............................................

Neuötting, den 

Peter Haugeneder,
Erster Bürgermeister

7.4

Einzelhandelsbetrieb (Discounter)
Gastronomiebereich

max. 1.050 m² (Verkaufsfläche)
max.    150 m² (Gastraumfläche)

Im SO 3:     Sondergebiet, §11 Abs. 3 Ziff. 3 BauNVO

geändert am 14.07.2022
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